
Mit ihrem achten Rechtsmittelgrund macht die Kommission
schließlich geltend, dass das angefochtene Urteil völlig unverhält-
nismäßig sei, da es ihre Entscheidung insgesamt für nichtig
erkläre, obwohl es möglich gewesen wäre, den Hauptbetrag von
dem zu zahlenden Zinsbetrag zu unterscheiden, wie es auch
möglich gewesen wäre, die Anwendung eines Zinssatzes nach
der Zinsformel von der Anwendung eines Zinssatzes nach der
Zinseszinsformel zu unterscheiden.

(1) Entscheidung 2002/14/EG der Kommission vom 12. Juli 2000
betreffend die von Frankreich zugunsten von Scott Paper SA/Kim-
berly-Clark gewährte staatliche Beihilfe (ABl. 2002, L 12, S. 1).

Vorabentscheidungsersuchen des Landgerichts Regensburg
(Deutschland) eingereicht am 21. Juni 2007 —

Strafverfahren gegen Klaus Bourquain

(Rechtssache C-297/07)

(2007/C 211/37)

Verfahrenssprache: Deutsch

Vorlegendes Gericht

Landgericht Regensburg

Partei des Ausgangsverfahrens

Klaus Bourquain

Vorlagefrage

Gilt in Bezug auf die Auslegung des Art. 54 des am 19. Juni
1990 in Schengen unterzeichneten Übereinkommens zur
Durchführung des Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni
1985 zwischen den Regierungen der Staaten der Benelux-Wirt-
schaftsunion, der Bundesrepublik Deutschland und der französi-
schen Republik betreffend den Abbau der Kontrollen an den
gemeinsamen Grenzen (1) das Verbot, einen durch eine Vertrags-
partei rechtskräftig Abgeurteilten durch eine andere Vertragspar-
tei wegen derselben Tat zu verfolgen, wenn die gegen ihn ver-
hängte Strafe nach dem Recht des Urteilsstaats nie vollstreckt
werden konnte?

(1) ABl. 2000, L 239, S. 19.

Vorabentscheidungsersuchen des VAT and Duties Tribunal
London (Vereinigtes Königreich) eingereicht am 29. Juni
2007 — J D Wetherspoon PLC/The Commissioners of Her

Majesty's Revenue and Customs

(Rechtssache C-302/07)

(2007/C 211/38)

Verfahrenssprache: Englisch

Vorlegendes Gericht

VAT and Duties Tribunal London (Vereinigtes Königreich)

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: J D Wetherspoon PLC

Beklagte: The Commissioners of Her Majesty's Revenue and Cus-
toms

Vorlagefragen

1. Richtet sich das Runden von Mehrwertsteuerbeträgen aus-
schließlich nach nationalem Recht oder vielmehr nach
Gemeinschaftsrecht? Bestätigen insbesondere die Art. 2
Abs. 1 und 2 der Ersten Richtlinie (1) und Art. 11 Teil A
Abs. 1 Buchst. a und/oder Art. 12 Abs. 3 Buchst. a und/oder
Art. 22 Abs. 3 Buchst. b der Sechsten Richtlinie (2) (in der
am 1. Januar 2004 geltenden Fassung), dass das Runden
unter das Gemeinschaftsrecht fällt?

2. Insbesondere:

i) Steht das Gemeinschaftsrecht der Anwendung einer natio-
nalen Regelung oder Praxis der nationalen Steuerbehörden
entgegen, wonach ein bestimmter Mehrwertsteuerbetrag
aufgerundet werden muss, wenn der Bruchteil der klein-
sten Einheit der betreffenden Währung größer oder gleich
0,50 ist (beispielsweise 0,5 Pence muss auf den nächsten
ganzen Penny aufgerundet werden)?

ii) Schreibt das Gemeinschaftsrecht vor, dass den Steuer-
pflichtigen das Abrunden eines Mehrwertsteuerbetrags zu
gestatten ist, der einen Bruchteil der kleinsten verfügbaren
Währungseinheit umfasst?

3. Auf welcher Ebene muss bei einem Verkaufspreis, in dem die
Mehrwertsteuer enthalten ist, nach dem Gemeinschaftsrecht
bei der Berechnung der geschuldeten Mehrwertsteuer abge-
rundet werden: auf der Ebene jedes einzelnen Stücks, jeder
einzelnen Warengattung, jeder einzelnen Lieferung (wenn ein
Korb mehrere Lieferungen umfasst), jedes Gesamtbetrags
eines Umsatzes/Korbs, jedes Mehrwertsteuer-Abrechnungs-
zeitraums oder auf einer sonstigen Ebene?
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